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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2020/21/0203 E 17. Mai 2021 RS 5 (hier nur die beiden letzten Sätze) 

Stammrechtssatz 

Das VwG hat eine Verletzung der Verpflichtung zur freiwilligen Ausreise durch den Fremden als Grund 
dafür gesehen, dass die Voraussetzung des § 46a Abs. 1 Z 3 FrPolG 2005 nicht erfüllt war. Diese Ansicht 
findet jedoch im Gesetz keine Deckung. § 46a Abs. 1 Z 3 FrPolG 2005 knüpft daran an, dass die 
Abschiebung - aus tatsächlichen, vom Fremden nicht zu vertretenden Gründen - unmöglich ist. Eine 
Abschiebung kommt aber gemäß § 46 Abs. 1 FrPolG 2005 nur dann in Betracht, wenn eine freiwillige 
Ausreise nicht zeitgerecht erfolgt ist (Z 2), auf Grund bestimmter Tatsachen nicht zu erwarten ist (Z 3) 
oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit bzw. wegen Zuwiderhandlung gegen ein 
Aufenthalts- oder Einreiseverbot nicht in Betracht kommt (Z 1 und 4). Damit ist die Unterlassung einer 
dem Fremden zunächst offen gestandenen freiwilligen Ausreise Bedingung dafür, dass eine Abschiebung 
als Zwangsmaßnahme überhaupt zulässig - und notwendig - ist und sich in weiterer Folge die Frage einer 
Duldung wegen der faktischen Unmöglichkeit der Abschiebung stellen kann. In diesem Sinn ist die - aus 
welchem Grund auch immer erfolgte - Verletzung der Ausreiseverpflichtung eine indirekte 
Voraussetzung der Duldung und kein Umstand, der ihr für sich genommen entgegenstehen könnte. 
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